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Vollzugsverordnung zum Kantonalen Gesetz zum Bundesgesetz über die 

Ausländerinnen und Ausländer und zum Asylgesetz 1 

(Änderung vom 11. Juni 2024) 

Der Regierungsrat des Kantons Schwyz 

beschliesst: 

I.  

Die Vollzugsverordnung zum Kantonalen Gesetz zum Bundesgesetz über die Aus-
länderinnen und Ausländer und zum Asylgesetz vom 2. Dezember 2008 (MigV2) 
wird wie folgt geändert: 

Erlasstitel 
Verordnung zum Migrationsgesetz (Migrationsverordnung, MigV) 

Ersatz von Abkürzungen 

1 In § 3 Bst. a; § 4 Abs. 2 Bst. a; § 5 Abs. 2 Bst. a und b sowie d bis n; § 6 Abs. 2; 
§ 10; § 11, § 14 Abs. 5 und 6; § 19 Abs. 1; § 31 Abs. 1; § 35 Abs. 1, Abs. 3 
Bst. d; § 36 Abs. 4; § 38 Abs. 2; § 39 Abs. 1; § 40 Abs. 1; § 41 Abs. 1; § 42 
Abs. 1; § 44 Abs. 1 wird die Abkürzung AuG durch AIG ersetzt. 
2 In § 45 Abs. 1 und Abs. 2 sowie § 46 Abs. 1 und 2 wird die Abkürzung GebV-
AuG durch GebV-AIG ersetzt. 

§ 5 Abs. 2 Bst. g 

2 (Es ist gemäss Ausländergesetzgebung insbesondere zuständig für:)  
g) die formlose und ordentliche Wegweisung (Art. 64 AIG) sowie die Ausschaf-

fung (Art. 69 AIG); 

§ 24 Abs. 2 

2 Zur Deckung des Grundbedarfes für den Lebensunterhalt ist eine Pauschale zu 
entrichten. Diese deckt die Kosten für Nahrungsmittel, Getränke, Bekleidung und 
Schuhe, laufende Haushaltführung (Reinigung/Instandhaltung von Kleidern und 
Wohnung, Reinigungsmittel, Waschmittel, Kehrichtgebühren), Schulkosten, 
Haushaltartikel, Gesundheitspflege (selbstgekaufte Medikamente, ohne Selbstbe-
halte und Franchisen), Verkehrsauslagen, Nachrichtenübermittlung (Telefon, 
Post), Körperpflege (Toilettenartikel, Windeln) und den persönlichen Bedarf. 

§ 27 Abs. 3 

3 Anspruch auf Unterstützung bei der Suche nach Lehr- und Arbeitsstellen haben 
nur vorläufig aufgenommene Ausländer und Schutzbedürftige. 
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§ 28 Abs. 2 bis 4 (neu) 

2 Keine Pauschalen werden ausgerichtet für:  
a) erwerbstätige Personen bis zum 25. Geburtstag;  
b) erwerbstätige Personen ab 25 Jahren bis zum 60. Geburtstag mit einem mo-

natlichen Bruttoeinkommen von über Fr. 600.--; 
c) erwerbstätige Asylsuchende mit dem Ausweis N (unabhängig von Alter und 

Nettoeinkommen). 
3 Nicht als Erwerbstätigkeit im Sinne von Abs. 2 Bst. a gelten Arbeitseinsätze, die 
im Rahmen von vom Amt für Migration genehmigten Systemen und Programmen 
geleistet werden, sofern sie ausbildungsorientiert sind und sie für die teilneh-
mende Person insgesamt eine Entschädigung von maximal Fr. 600.-- brutto pro 
Monat einbringen. 
Bisheriger Abs. 3 wird zu Abs. 4. 

§ 29 Abs. 1 Bst. b und c (neu), Abs. 2 Bst. b und c (neu) 

1 (Die Tagespauschale für die Gemeinden pro erwachsenen Asylsuchenden setzt 
sich zusammen aus:) 
b) Fr. 10.66 pro Tag/Asylsuchender für die Unterbringung; 
c) Fr. 10.54 pro Tag/Asylsuchender für die Gesundheitskosten. 
2 (Die Tagespauschale für asylsuchende Kinder setzt sich zusammen aus:) 
b) Fr. 10.66 pro Tag/Kind für die Unterbringung; 
c) Fr. 4.07 pro Tag/Kind für die Gesundheitskosten. 

§ 30 Abs. 1 Bst. a bis c und Abs. 2 Bst. a bis c 

1 (Die Tagespauschale für die Gemeinden pro erwachsenen Flüchtling setzt sich 
zusammen aus:) 
a) Fr. 38.00 pro Tag/Flüchtling für den Lebensunterhalt; 
b) Fr. 13.31 pro Tag/Flüchtling für die Unterbringung; 
c) Fr. 2.03 pro Tag/Flüchtling für die Gesundheitskosten. 
2 (Die Tagespauschale für die Gemeinden pro Flüchtlingskind setzt sich zusam-
men aus:) 
a) Fr. 17.00 pro Tag/Flüchtlingskind für den Lebensunterhalt; 
b) Fr. 13.31 pro Tag/Flüchtlingskind für die Unterbringung; 
c) Fr. 2.03 pro Tag/Flüchtlingskind für die Gesundheitskosten. 

II.  

1 Dieser Beschluss tritt am 1. Juli 2024 in Kraft. 
2 Er wird im Amtsblatt veröffentlicht und nach Inkrafttreten in die Gesetzsamm-
lung aufgenommen. 
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